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Paderborn Lippesee: Streit zwischen Rockern eskaliert 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
In der Nacht zu Sonntag, den 28. Juni 2026, kam es auf einem öffentlichen Parkplatz am 
Lippesee in Paderborn, der rund 80 Meter von der Salitos Beach Bar entfernt ist, zu einer 
schweren gewalttätigen Auseinandersetzung, an der nach ersten Erkenntnissen mehrere Ro-
cker beteiligt gewesen sein sollen. Nach Zeugenangaben gerieten 20 bis 30 Personen anei-
nander. Nach bisherigen Erkenntnissen handelte es sich vermutlich um Mitglieder der Rocker-
gruppierungen Bandidos und Hells Angels. Während der Auseinandersetzung sollen zudem 
Knallgeräusche zu hören gewesen sein, die nach ersten Ermittlungen von einer Gaspistole 
verursacht wurden.1 
 
Im Verlauf des Streits soll einer der Beteiligten ein Messer gezogen und einen Mann lebens-
gefährlich verletzt haben, der nach Informationen der BILD eine Stichverletzung im unteren 
linken Bauchbereich erlitt. Mehrere Anwesende sollen ihn anschließend aus der Menschen-
menge gezogen, in einen schwarzen BMW X5 gebracht und in ein Krankenhaus gefahren 
haben. Bei dem Schwerverletzten soll es sich um ein Mitglied der Hells Angels aus dem Char-
ter Hellfield handeln, das in der Vergangenheit mehrfach strafrechtlich in Erscheinung getreten 
sein soll. Daneben wurde ein weiteres mutmaßliches Mitglied der Bandidos verletzt, das in-
nerhalb der Gruppierung einen hohen Rang bekleiden soll. Über die Schwere oder Art dieser 
Verletzung wurden keine weiteren Angaben bekannt.2 
 
Der Geschäftsführer der MBG Group, eine der führenden Unternehmensgruppen im Bereich 
Getränkevermarktung und -entwicklung in Deutschland, wies Berichte zurück, dass sich der 
Vorfall an deren Salitos Beach Bar ereignet habe. Er erklärte, die Auseinandersetzung habe 
auf einem öffentlichen Parkplatz stattgefunden und die Beteiligten seien keine Gäste der Ver-
anstaltung gewesen. Das Sicherheitspersonal der Beach Bar habe zunächst versucht, die Si-
tuation zu klären, sich nach den Knallgeräuschen jedoch aus Sicherheitsgründen zurückgezo-
gen. Dabei sei einer der Sicherheitsmitarbeiter leicht verletzt worden. Die Polizei sicherte Spu-
ren am Tatort und untersuchte mehrere Fahrzeuge, an denen Blutspuren festgestellt wurden.3 

 
1 Vgl. https://www.bild.de/news/inland/mann-niedergestochen-rocker-streit-eskaliert-in-beach-bar-

6a404c24113e90346dc4f573?t_ref=https. 
2 Ebenda. 
3 Ebenda. 
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Der Minister des Innern hat die Kleine Anfrage 8444 mit Schreiben vom 26. August 2026 
namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister der Justiz beantwortet. 
 
 
1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Er-

mittlungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang sowie Straftat-
bestände aufschlüsseln.) 

 
Der Leitende Oberstaatsanwalt in Paderborn hat dem Ministerium der Justiz unter dem 
27.07.2026 im Wesentlichen berichtet, an seiner Behörde sei wegen des in der Kleinen An-
frage geschilderten Sachverhalts ein Ermittlungsverfahren gegen drei Beschuldigte wegen 
versuchten Totschlags und gefährlicher Körperverletzung zum Nachteil mehrerer Geschädig-
ter anhängig. Die Beteiligten seien teilweise den Rockergruppierungen der „Hells Angels“ und 
der „Bandidos“ zuzuordnen. Die Ermittlungen, auch zum konkreten Tathergang, dauerten an. 
 
 
2. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über die Beteiligten jeweils bekannt? 
 
3. Welche Vorstrafen haben die Beteiligten jeweils? (Bitte chronologisch auflisten.) 
 
Die Fragen 2 und 3 werden gemeinsam beantwortet. 
 
Dem in der Antwort auf die Frage 1 genannten Bericht zufolge ist einer der Beschuldigten nicht 
vorbestraft, während die Bundeszentralregisterauszüge der beiden weiteren Beschuldigten je-
weils mehrere Verurteilungen, u. a. wegen Körperverletzungs- und Straßenverkehrsdelikten 
bzw. wegen räuberischer Erpressung und Körperverletzungsdelikten, zu Geld- und Freiheits-
strafen aufweisen. 
 
Kriminalpolizeiliche Erkenntnisse im Sinne dieser Antwort fußen grundsätzlich auf Verdachts-
momenten, die Grundlage für eine polizeiliche Strafanzeige oder die Gegenstand von krimi-
nalpolizeilichen Ermittlungen geworden sind. Solche Erkenntnisse ermöglichen regelmäßig 
keinen Rückschluss auf die Richtigkeit des in Rede stehenden Vorwurfs und auf das Ergebnis 
der abschließenden justiziellen Prüfung durch Staatsanwaltschaften und Gerichte. Bis zu einer 
rechtskräftigen Verurteilung gilt die Unschuldsvermutung. 
 
Ein Beschuldigter ist in 19 Fällen - im Wesentlichen wegen des Verdachts der Begehung von 
Straftaten gegen die persönliche Freiheit, körperliche Unversehrtheit und Straßenverkehrsde-
likten - polizeilich in Erscheinung getreten. 
 
Ein Beschuldigter ist in 17 Fällen - im Wesentlichen wegen des Verdachts der Begehung von 
Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit, Raub, räuberische Erpressung, Eigentums-
delikten und Beleidigung - polizeilich in Erscheinung getreten. 
 
Ein Beschuldigter ist in einem Fall wegen des Verdachts der Begehung einer Straftat gegen 
die persönliche Freiheit polizeilich in Erscheinung getreten. 
 
Von einer detaillierten Aufschlüsselung der Vorstrafen und polizeilichen Erkenntnisse wird un-
ter Abwägung des parlamentarischen Informationsinteresses mit dem allgemeinen Persönlich-
keitsrecht der Beschuldigten insbesondere auch im Hinblick auf das Resozialisierungsgebot 
abgesehen. Dabei ist die wegen der zeitlichen und örtlichen Eingrenzung der Tat und weiterer, 
auch presseöffentlicher Angaben zu dem Verfahren gegebenenfalls mögliche Identifizierbar-
keit und die hiermit einhergehende Beeinträchtigung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts 
der Beschuldigten bei der Möglichkeit, dauerhaft konkretere Informationen zu rechtskräftigen 
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strafrechtlichen Verurteilungen abrufen zu können (vgl. allg. hierzu BVerfG, Beschl. v. 
6.11.2019 – 1 BvR 16/13; BGH, Urt. v. 18.6.2019 – VI ZR 80/18), zu berücksichtigen. Dem 
parlamentarischen Informationsinteresse, das nicht der konkreten Strafverfolgung einzelner 
Personen gilt, sondern der Regierungskontrolle und Gesetzgebung dient, wird durch die wei-
teren Angaben zum Sachstand sowie die allgemeinen Angaben zu Vorstrafen entsprochen. 
 
Von Angaben zu etwaigen Vorstrafen und polizeilichen Erkenntnissen der Geschädigten wird 
unter Abwägung des parlamentarischen Informationsinteresses mit den allgemeinen Persön-
lichkeitsrechten der Geschädigten und deren Opferschutz abgesehen. Dem parlamentari-
schen Informationsinteresse wird auch insoweit durch die weiteren Angaben zum Sachstand 
entsprochen. 
 
 
4. Über welche (Mehrfach-)Staatsangehörigkeiten verfügen die Beteiligten? (Bitte 

Vornamen bei einem deutschen Tatverdächtigen nennen.) 
 
Nach dem in der Antwort auf die Frage 1 bezeichneten Bericht besitzen zwei Beschuldigte die 
deutsche Staatsangehörigkeit. Bei einem Beschuldigten sei diese derzeit nicht bekannt. 
Im Übrigen wird auf die Antwort auf Frage 2 und 3 Bezug genommen. 
 
 
5. Wie viele Straftaten mit Bezug zur Rockerszene wurden im Kreis Paderborn seit 

2015 bis heute pro Jahr registriert? 
 
Daten im Sinne der Fragestellung werden statistisch nicht gesondert erfasst. Zur Beantwor-
tung der Frage bedürfte es daher einer händischen Auswertung sämtlicher in Betracht kom-
mender Einzelvorgänge, die mit vertretbarem Verwaltungsaufwand in der zur Beantwortung 
der Kleinen Anfrage zur Verfügung stehenden Zeit nicht möglich ist. 


